
untersuchen, wie es den Praktikanten gelungen ist, die 
theoretischen Erkenntnisse in der Praxis richtig anzu­
wenden. Positive und negative Beispiele sind gegen­
überzustellen, um die Leistungen der Praktikanten auf 
ein einheitliches Niveau zu bringen.

6. Das Leitungskollektiv und auch die Parteileitung 
der Bezirksdienststelle muß sich, da es sich bei der Ein­
führung der Praktikantenzeit um einen Beschluß des 
V. Parteitages handelt, zum gegebenen Zeitpunkt mit 
Praktikantenfragen beschäftigen. Dabei müssen die Be­
schlüsse kontrolliert werden. Behörden- und Kader­
leiter sollten unter Hinzuziehung einzelner Praktikan­
ten und der verantwortlichen Kreisstaatsanwälte be­
richten. Die Arbeit der Praktikanten beim FDGB- 
Kreisvorstand und der Nationalen Front ist zu qualifi­
zieren. Besonderer Fürsorge bedarf der Praktikant auch 
während seines Einsatzes bei den örtlichen Organen 
der Staatsmacht, wo bisher noch keine entsprechenden 
Erfahrungen vorliegen.

7. Die Verkürzung der Praktikantenzeit ist nur in 
tatsächlichen Ausnahmefällen, die ausführlich begrün­
det sein müssen, möglich. Vorzeitige Ernennungen, die

lediglich einer schnelleren Besetzung offener Planstellen 
dienen sollen, werden nicht vorgenommen. Die Prakti- 
kantenzeit beträgt grundsätzlich 18 Monate. Der Urlaub 
der Praktikanten ist zusätzlich einzuplanen.

Zusammenfassend ist festzustellen, daß gute Ansatz­
punkte vorhanden sind, qn die es für die weitere Qua­
lifizierung der Praktikanten anzuknüpfen gilt.

Der Beschluß des V. Parteitages besagt, daß es er­
forderlich ist, „eine Vorbereitungszeit für junge juristi­
sche Kader in der Praxis einzuführen, um sie für den 
verantwortungsvollen Beruf eines sozialistischen Staats­
anwalts oder Richters vorzubereiten“3. Die ständige 
Qualifizierung der Tätigkeit der Funktionäre des 
Staatsapparates und die Festigung unserer Arbeiter- 
und-Bauern-Macht erfolgt unter den Bedingungen der 
Sicherung der führenden Rolle der Partei der Arbeiter­
klasse. Das ist für alle Funktionäre der Justiz von 
außerordentlicher Bedeutung. Wir haben die Verant­
wortung dafür, daß die Forderung der Partei in jeder 
Hinsicht verwirklicht wird.

3 Beschluß des V. Parteitages der SED, Berlin 1958, S. 30.

Z u r  D i s k u s s i o n

Zur Funktion des sozialistischen Rechtsanwalts im Eheverfahren
Von Rechtsanwalt GERHARD HÄUSLER, Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte von Groß-Berlin

In den Rechtsanwaltskollegien werden zur Zeit die 
Grundsätze und Methoden für die Arbeit der soziali­
stischen Rechtsanwaltschaft diskutiert, um zu einem 
neuen, der gesellschaftlichen Entwicklung und Bedeu­
tung der Rechtsanwaltschaft in der Deutschen Demo­
kratischen Republik entsprechenden Arbeitsstil zu ge­
langen. Wenn die Rechtsanwaltschaft nicht hinter der 
Entwicklung der Justizorgane zu sozialistisch arbeiten­
den Staatsorganen Zurückbleiben und damit für die 
Tätigkeit der Justizorgane hemmend wirken will, dann 
muß diese Aufgabe in noch größerem Maße zum 
Schwerpunkt der Auseinandersetzung in den Mitglie­
derversammlungen' werden.

Zur Zeit wird über die Konzeption für die Aufgaben 
der Rechtsanwaltschaft bei der Durchführung des Sie­
benjahrplans beraten, die von der Zentralen Revisions­
kommission der Rechtsanwaltskollegien entwickelt wor­
den ist. Diese Konzeption kann nur die wichtigsten 
Grundsätze enthalten. Um den Arbeitsstil jedoch ins­
gesamt so zu verändern, daß alle Reste bürgerlicher 
Arbeitsmethoden und Rechtsauffassungen, die aus frü­
herer Tätigkeit übernommen wurden, beseitigt werden, 
ist es notwendig, jedes Gebiet und jede Phase der 
anwaltlichen Tätigkeit neu zu durchdenken und zu 
überprüfen, welche Veränderungen in der Arbeitsweise 
notwendig sind, um die Anwaltschaft zu befähigen, 
ihre verantwortliche Funktion in unserem Arbeiter- 
und-Bauern-Staat zu erfüllen.

Die Mitgliederversammlung des Rechtsanwaltskolle­
giums von Groß-Berlin hat begonnen, dies für einen 
wichtigen Teil der anwaltlichen Tätigkeit zu tun: für 
die Vertretung von Bürgern im Eheverfahren.

Die den Prozeß vorbereitende Tätigkeit 
des Rechtsanwalts

Die Aufgabe des Rechtsanwalts im Eheverfahren wird 
durch die Aufgabe des Gerichts bestimmt. So wie das 
Gericht verpflichtet ist, bei der Lösung des von den 
Parteien vorgetragenen Konflikts den gesellschaftlichen

Widerspruch zu erkennen, der diesem Konflikt zu­
grunde liegt, und auf die Beseitigung dieses Wider­
spruchs und seiner Ursachen hinzuwirken, so muß auch 
der Rechtsanwalt bemüht sein, über den Einzelfall 
und seine Lösung hinaus die gesellschaftliche Bedeu­
tung jedes Verfahrens zu erkennen und durch seine 
Tätigkeit zur gesellschaftlichen Weiterentwicklung bei­
zutragen.

Die Ursachen für die Einleitung eines Eheverfahrens 
werden in erster Linie darin zu suchen sein, daß einer 
oder beide Ehepartner die Grundsätze der sozialisti­
schen Moral, des sozialistischen Gemeinschaftslebens 
verletzt haben. Aus ihrem Verhalten wird zu erkennen 
sein, daß sie in der Entwicklung ihres Bewußtseins 
hinter der allgemeinen Entwicklung des gesellschaft­
lichen Bewußtseins zurückgeblieben sind, daß sie 
falsche und rückständige Auffassungen von den Rech­
ten und Pflichten eines Ehepartners' und von der Be­
deutung der Ehe und der Familie in unserem Arbeiter- 
und-Bauern-Staat haben. Dieses Zurückbleiben in der 
Bewußtseinsentwicklung führt nicht nur zu dem Ehe­
konflikt, der dem Gericht vorgetragen wird, sondern 
hemmt die Bürger auch in der vollen Entfaltung ihrer 
Kräfte für die Weiterentwicklung unserer Gesellschaft, 
für den sozialistischen Aufbau.

Bei der Lösung des Konflikts steht daher die Erzie­
hung der Bürger zum sozialistischen Rechts- und Moral­
bewußtsein im Vordergrund. Hier liegt auch der 
Schwerpunkt der anwaltlichen Tätigkeit. Die Funktion 
des Rechtsanwalts im Eheverfahren besteht in erster 
Linie darin, diesen Erziehungsprozeß unter besonderer 
Beachtung seiner Stellung als Vertreter der Interessen 
einer Prozeßpartei zu fördern.

Der Rechtsanwalt darf dabei aber nicht übersehen, 
daß die erzieherische Bedeutung des Gerichtsverfah­
rens und damit auch seiner eigenen Tätigkeit nicht auf 
die Prozeßparteien allein beschränkt bleiben kann. An 
dem Ehekonflikt sind nur in seltenen Fällen die bei­
den Prozeßparteien allein beteiligt. Meist ist es so, daß
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